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Ein Exemplar des 
Flyers „Genitale 
Beschneidung/Ver-
stümmelung (FGM) 
bei Mädchen und 
Frauen” liegt dieser 
Ärzteblatt-Aus-
gabe bei. Weitere 
Exemplare sind 
zu bestellen unter 
www.mgepa.nrw.
de/ministerium/
service

Beilagenhinweis

Neuer Flyer informiert über genitale Beschneidung
Handreichung will für sachgerechten und einfühlsamen Umgang mit Betroffenen sensibilisieren� von Klaus Dercks, ÄKWL

WÄB: Warum ist FGM auch für Ärztinnen und 
Ärzte in Nordrhein-Westfalen ein Thema?

Steffens: Die weibliche Genitalverstümme-
lung (Female Genitale Mutilation - FGM) wird 
in 28 Ländern Afrikas, aber auch im Süden der 
Arabischen Halbinsel und in einigen Ländern 
Asiens praktiziert. Durch Zuwanderung ist sie 
auch in Nordrhein-Westfalen angekommen. 
Es ist daher sehr wahrscheinlich, dass Ärztin-
nen und Ärzte, aber auch andere Berufsgrup-
pen im Gesundheitswesen in ihrer Praxis FGM 
bei Frauen und Mädchen begegnen.

WÄB: Wie stellt sich die Situation augenblick-
lich dar?

Steffens: Immer wieder ist zu hören, dass vie-
le Fachkräfte im Gesundheitsbereich — aber 
nicht nur dort — zu wenig über FGM infor-
miert sind. Mangelndes Wissen birgt die Ge-
fahr, dass den betroffenen Frauen unangemes-
sen begegnet wird und das Verhältnis Arzt/
Ärztin-Patientin dauerhaft Schaden nimmt.  

WÄB: Welche besonderen Anforderungen stellt 
der Kontakt mit FGM-betroffenen Frauen an die 
behandelnden Ärztinnen und Ärzte?

Steffens: Gefragt ist ein besonders ein-
fühlsamer und kultursensibler, aber den-
noch sachgerechter Umgang, zum Beispiel 
bei der Behandlung von betroffenen Frau-
en. Sensibilität ist aber auch dann ge-
fragt, wenn Ärztinnen und Ärzte von einer 
bevorstehenden Verstümmelung Kennt-
nis erhalten und präventiv tätig werden.  

WÄB:  Was erwartet die Landesregierung kon-
kret von Ärzten, aber auch von anderen Akteu-
ren im Gesundheitswesen?

Steffens: Wir erwarten infor-
mierte und interkulturell kom-
petente Fachkräfte, die um die 
Problematik von FGM wissen 
und Mädchen und Frauen ent-
sprechend aufklären und be-
handeln können. Wir brauchen 
die Unterstützung bei der kul-
tursensiblen Ausrichtung unse-
res Gesundheitswesens durch 
Erwerb interkultureller Kompe-
tenz.
  
WÄB: Wie sehen FGM-Betroffe-
ne selbst ihre Situation?

Steffens: Die betroffenen Frauen stellen 
nicht zwingend einen Zusammenhang zwi-
schen möglichen gesundheitlichen Beschwer-
den und der erlittenen Verstümmelung her, 
dies geschieht teilweise aus Unkenntnis oder 
als Folge einer Traumatisierung. Daher ist es 
besonders erfreulich, dass immer mehr Men-
schen betroffenen Frauen oder ihren Töchtern 
helfen und sie so vor dieser grausamen Praxis 
schützen.

WÄB: Gibt es weitere Hilfsangebote und 
Unterstützung für die betroffenen Frauen?  

Steffens: Mit „StopMutilation“, einer vom 
MGEPA geförderten Einrichtung, haben wir 
eine Beratungsstelle in NRW, die vorbildliche 
Arbeit leistet. Gegen FGM und für Aufklärung 
und Hilfe engagiert sich der Runde Tisch NRW, 
in dem zahlreiche Organisationen auf Landes- 
und kommunaler Ebene mitwirken. Für die 
einzelnen Berufsgruppen im Gesundheitswe-
sen gibt es konkrete fachliche Empfehlungen 
zum Umgang mit betroffenen Frauen und zur 
Prävention. 

WÄB:  Was kann von Nordrhein-Westfalen aus 
getan werden, um gegen FGM vorzugehen? Was 
kann die Landesregierung tun?

Steffens: Diese besonders brutale Form von 
Gewalt gegen Mädchen und Frauen ist in ers-
ter Linie in den Heimatregionen der Betrof-
fenen selbst zu lösen. Dennoch sehe ich uns 
in der Pflicht, die hier lebenden Mädchen zu 

schützen und den betroffenen 
Frauen vor allem gesundheit-
liche Unterstützung bereit zu 
stellen. Einerseits ist wichtig, 
dass das Personal von Ein-
richtungen und Behörden, wie 
Jugendämtern, Schulen, Kin-
dergärten, Beratungsstellen, 
Arztpraxen und Krankenhäu-
sern, systematische Zugänge 
zu Informationen und Aufklä-
rung erhält. Nur so kann es 
Gefahren erkennen und an-
gemessen handeln. Anderer-
seits gilt es, Opfern und ihren 
Familien zu helfen. Sie müssen 

über die gesundheitlichen und sozialen Folgen 
aufgeklärt, bei Problemen unterstützt und an 
Fachstellen vermittelt werden. Mit der nun 
vorliegenden Handreichung leisten wir ge-
meinsam mit Verbänden und Institutionen im 
Gesundheitswesen einen weiteren Beitrag zur 
Information und Aufklärung.�

Eine neue Handreichung für das Gesundheitswesen soll Ärztinnen und Ärzte für die besondere 
Lage von Patientinnen sensibilisieren, die Opfer von genitaler Beschneidung geworden sind. „Ge-
nitalverstümmelung an Mädchen und Frauen ist nicht zu tolerieren”, stellt NRW-Gesundheits-
ministerin Barbara Steffens klar. Gemeinsam mit den Ärztekammern und weiteren Institutio-
nen des Gesundheitswesens in Nordrhein-Westfalen informiert das Minsterium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter deshalb über Ursprung und Formen der Beschneidung und daraus 
entstehende Krankheitsbilder. Im Westfälischen Ärzteblatt erläutert Ministerin Steffens die An-
forderungen, die die Behandlung betroffener Patientinnen stellt.
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Genitale Beschneidung/Verstümmelung 
(FGM) bei Mädchen und Frauen.
Eine Handreichung für das Gesundheitswesen.

Rechtliche Grundlagen Abrechnungsmodalitäten 

Offenbarungsbefugnisse

Die ärztliche Schweigepflicht ist in § 203 StGB und in § 9 Be-
rufsordnung der Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lip-
pe geregelt. Nach einer Güter- und Interessenabwägung kann 
die Offenbarung zum Schutz eines höherrangigen Rechtsgutes 
im Einzelfall – wie etwa bei einer bevorstehenden Beschnei-
dung oder ähnlich gravierenden Eingriffen – gerechtfertigt sein 
(§ 34 StGB „Rechtfertigender Notstand“). 

Die Information an das Jugendamt oder die Polizei setzt 
voraus, dass nicht nur eine Vermutung, sondern ein konkreter 
Verdacht besteht, die Offenbarung das angemessene Mittel 
zur Gefahrenabwehr darstellt und andere Maßnahmen aus-
scheiden. 

Nach § 4 des BKiSchG1 haben Angehörige von Gesundheitsbe-
rufen zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung Anspruch 
auf eine fachliche Beratung und sie sind befugt, das Jugend-
amt zu informieren, um eine Gefährdung eines Kindes oder 
Jugendlichen abzuwenden. Sofern der wirksame Schutz eines 
Heranwachsenden infrage gestellt wird, müssen Betroffene 
darüber vorab nicht informiert werden.

1 BKiSchG = Bundeskinderschutzgesetz

„Empfehlungen zum Umgang mit Patientinnen nach weib-
licher Genitalverstümmelung (female genital mutilation)“ 
der Bundesärztekammer vom 25. November 2005. 
Link: www.baek.de >Richtlinien, Leitlinien, Empfehlungen  
>Empfehlungen/Stellungnahmen >Thematische Übersicht 
>Genitalverstümmelung 
 

„Weibliche genitale Beschneidung – Umgang mit Betrof-
fenen und Prävention“, Empfehlungen für Angehörige des 
Gesundheitswesens und weitere potentiell involvierte Be-
rufsgruppen.  
Hrsg. AG FIDE. e.V., Sektion der Deutschen Gesellschaft für 
Gynäkologie und Geburtshilfe u. a. (2007) 
Link: http://frauenrechte.de/online/index.php/themen/
weibliche-genitalverstuemmelung/informationsquellen/
downloads.html 
 
„Weibliche Genitalverstümmelung – ein Thema für Hebam-
men?“, Richter G., Bund der Deutschen Hebammen, 2001. 
In: Kongressband zum IX. Hebammenkongress, 21. - 23. Mai 
2001, Dresden, S. 193-198. 
Link: http://frauenrechte.de/online/images/downlads/
fgm/Hebammenkongress.pdf  
 
„Genitalverstümmelung an Mädchen und Frauen – Hinter-
gründe und Hilfestellung für professionelle Pflegende“. 
Hrsg. Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe, 2008. 
Link: www.dbfk.de/service/download/arbeitshilfen.php 
 
„Frauengesundheitsportal“ der BZgA, 
Link: www.frauengesundheitsportal.de >Themen>Gewalt> 
Fachpublikationen>Genitale Verstümmelung 
zahlreiche weiterführende Angebote und  Materialien  
 
 
 

Behandlungsbedürftige Erkrankungen infolge von FGM kön-
nen zulasten der Gesetzlichen Krankenversicherung abge-
rechnet werden, soweit es eine Abrechnungsziffer im Einheit-
lichen Bewertungsmaßstab (EBM) gibt. 

Zu berücksichtigen ist ein ggf. eingeschränkter Leistungs-
anspruch nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.
Hilfestellung bei Abrechnungsfragen erhalten Sie bei den
zuständigen Kassenärztlichen Vereinigungen:

Kassenärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe  
Telefon: 0231 9432-1000
Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein   
Telefon: 0211 5970-8205

www.mgepa.nrw.de

Fachliche EmpfehlungenRechtliche Grundlagen

Strafrecht

•	 Die Verstümmelung weiblicher Genitalien ist eine Straftat  
(§ 223, § 224, § 226 StGB1)*, das Strafmaß kann bis zu 
10 Jahre betragen. 

•	 Ggf. kommen auch § 225 StGB (Misshandlung von Schutz-
befohlenen) und § 227 StGB (Körperverletzung mit Todes-
folge) in Betracht.

•	 Die Verletzung der elterlichen Fürsorgepflicht (§ 171 StGB) 
kann mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft werden.

•	 Zudem kann die Tat aufenthaltsrechtliche (Ausweisung), 
asylrechtliche (Widerruf der Flüchtlingsanerkennung) und 
familienrechtliche (teilweise oder vollständige Entziehung 
der elterlichen Sorge) Konsequenzen haben.

*Zurzeit ist eine weitergehende Verschärfung der gesetzlichen 
Regelung in Form eines eigenen Straftatbestandes in der par-
lamentarischen Beratung.

1 StGB = Strafgesetzbuch

Barbara Steffens, Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter des Landes 
Nordrhein-Westfalen.
� Foto: MGEPA

https://broschueren.nordrheinwestfalendirekt.de/broschuerenservice/mgepa/genitale-beschneidung-verstuemmelung-fgm-bei-maedchen-und-frauen/1481

